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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob, Tobias Beck, 
Martin Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, 
Johann Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, 
Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, 
Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas 
Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer, Dr. Andrea Behr, Franc 
Dierl, Leo Dietz, Thomas Holz, Dr. Petra Loibl CSU 

Drs. 19/10027, 19/11459 

Direktvermarkter & Co. entlasten. Herstellerverantwortung für Verpackungen und 
Abfälle ja – Bürokratie nein! 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ sich auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die Verordnung (EU) 2025/40 
über Verpackungen und Verpackungsabfälle (PPWR) geändert wird und Kleinstun-
ternehmer von der Registrierungspflicht befreit werden, sodass beispielsweise 
Direktvermarkter sich nicht mehr im Verpackungsregister LUCID registrieren müs-
sen. Kleinstunternehmer sollen zudem von der „Lizenzierung“ befreit werden, indem 
die Lizenzgebühr etwa durch die Verpackungsunternehmen entrichtet wird, sodass 
Kleinstunternehmen bereits lizenzierte Verpackungen kaufen können. 

─ sich auf Bundesebene weiterhin dafür einzusetzen, dass bei Überarbeitung des 
Verpackungsgesetzes, welches durch ein Verpackungsdurchführungsgesetz  
(VerpackDG) ersetzt werden soll, dieses möglichst praxistauglich und bürokratie-
arm ausgestaltet wird und insbesondere Erleichterungen für Klein- und Kleinstun-
ternehmen vorsieht. Regelungen, die über die EU-Vorgaben hinausgehen, werden 
dabei grundsätzlich abgelehnt. 

─ sich auf Bundesebene für eine Prüfung einzusetzen, wie hinsichtlich der beiden 
Systeme LUCID und DIVID weitere Synergien für Nutzer geschaffen werden kön-
nen. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 


